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In der Sitzung des AVR am 27.03.2017 wurden Fragen zum vorgesehenen Einsatz von 
„Arbeitsgelegenheiten“ gestellt. Die Fragen bezogen sich auf folgende Ausführungen in der 
Begründung auf Seite 5 unten und Seite 6 oben der Beschlussvorlage:  
 

„Hierbei werden jugendliche Arbeitslose, langzeitarbeitslose Erwachsene und/oder 
Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen in den 1. Arbeitsmarkt durch das 
Anleitungspersonal der Beschäftigungsträger qualifiziert und beschäftigt. 
Es finden derzeit Gespräche mit dem Jobcenter Köln statt, um für das Programm 
„Gute Schule 2020“ zusätzliche Teilnehmer im Rahmen von „Arbeitsgelegenheiten“ 
zuzuweisen. Darüber hinaus werden im Rahmen der Projekte auch 
sozialversicherungspflichtige Teilnehmer, etwa aus dem Programm „soziale Teilhabe“ 
zum Einsatz kommen. 
Bei den auszuführenden Arbeiten handelt es sich um zusätzliche Maßnahmen, da bei 
der Gebäudewirtschaft der Stadt Köln für deren Ausführung keine personellen 
Kapazitäten zur Verfügung stehen.“ 

 
Um mögliche Missverständnisse zu vermeiden, teilt die Verwaltung zur Klarstellung 
ergänzend mit: 
 
Die Maßnahmen „Gute Schule“ werden im Rahmen des seit 1983 bestehenden 
Stadtverschönerungsprogramms durchgeführt. Dieses arbeitet in Kooperation mit dem 
Jobcenter Köln mit den jeweils zur Verfügung stehenden Förderinstrumenten zur 
Arbeitsförderung im SGB II und SGB III. Zielsetzung dabei ist immer die Hinführung auf den 
ersten Arbeitsmarkt mit Maßnahmen der Qualifizierung und Beschäftigung. Das 
Landesprogramm „Gute Schule“ bietet der Stadt Köln die Möglichkeit, auch im Hinblick auf 
das einzuführende Kommunale Beschäftigungsförderungsprogramm (Ratsauftrag vom 
17.11.2016), eigene Bemühungen zur Integration von Langzeitarbeitslosen zu verstärken. 
Stabilisierende Beschäftigung unter arbeitsmarktähnlichen, aber „geschützten“ Bedingungen 
ist dabei ein wichtiger Faktor.  
 
Im Rahmen der einzelnen kleinen Projekte in den Schulen werden Teilnehmende aus 
verschiedenen Beschäftigungsförderprogrammen des Bundes, des Landes und der EU zum 
Einsatz kommen. Dabei werden alle gängigen Antragsverfahren im Jobcenter Köln unter 
Einbindung der zuständigen Gremien beachtet.  
 
Bei den auszuführenden Arbeiten handelt es sich um zusätzliche Maßnahmen, die ohne das 
Landesprogramm nicht durchgeführt werden würden. 
 


